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Antrag des Oberbürgermeister: 
 

 

 

Antrag/Begründung: 

Petition an den Landtag Sachsen-Anhalt 

Haushaltsmittel der Schulen 

Der Beschluss zum Antrag Nr. A/0093/2016 wird aufgehoben. 

Begründung: 

Der Stadtrat hatte in der am 30. November 2016 stattgefundenen Sitzung 

beschlossen, dass die Verwaltung eine Petition an den Landtag des Landes Sachsen-

Anhalt vorbereitet. Mit dieser Petition sollte erreicht werden, dass die Schulen über 

ihre Haushaltsmittel verfügen können und nicht der Haushaltssperre unterliegen.  

Das Petitionsrecht ist in Art. 19 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt verankert. 

Gem. § 48 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Landtages des Landes Sachsen-Anhalt 

stellt der Landtag Verfahrensgrundsätze über die Behandlung von Petitionen auf. 

Demnach sind sowohl natürliche Personen (Bürger) als auch juristische Personen des 

Privatrechts (Vereine) petitionsberechtigt. Ausdrücklich nicht petitionsberechtigt sind 

Gemeinden, da sie als juristische Person des öffentlichen Rechts Teil des Staates sind. 

Sowohl der Stadtrat und seine Ausschüsse als auch der Oberbürgermeister sind gem. 

§ 7 KVG LSA sind als Organe Teil der Gemeinde und insofern nicht 

petitionsberechtigt.        

 

Empfehlung des Bildungs-, Kultur- und Sozialausschusses aus seiner Sitzung  

vom 28.02.2017:                                                                                                                                                                                                                   

Der Bildungs-, Kultur- und Sozialausschuss gibt die Empfehlung an den Stadtrat, den 

Beschluss zum Antrag A/0093/16 „Petition an den Landtag Sachsen-Anhalt“ 

aufzuheben, weil eine Stadt nicht petitionsberechtigt ist. 

Es soll so verfahren werden, dass der Bildungs-, Kultur- und Sozialausschuss 

gemeinsam mit Vertretern der Schule und der Eltern eine Petition vorbereiten, um den 

Sachverhalt  zur Gleichstellung aller Schüler als Position dem Landtag zur Kenntnis  zu 
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geben.  
 

Abstimmung im Bildungs-, Kultur- und Sozialausschuss  

am 28.02.2017:                                                                             - einstimmig 

bestätigt -   

Deckungsvorschlag:   

Federführender Ausschuss:  

zu beteiligende Ausschüsse:  

 


